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Warum ziehen es die Gewerkschaften vor, sich mit Kanzler und Kapital an den Tisch zu setzen, statt
auf der Strasse zu mobilisieren? Warum dürfen streikbereite Metaller:innen nicht streiken?

Die Krise der Gewerkschaften nahm in den letzten Jahren neue Dimensionen an. Sie erweisen sich
hierzulande zunehmend als unfähig, die Reallöhne zu sichern. So führte die hohe Inflation im 3.
Quartal 2022 zu einem Reallohnrückgang von durchschnittlich 5,7 %. Auch das gesamte Jahr war lt.
Statistischem Bundesamt von einer solchen Entwicklung geprägt: 4. Quartal 2021: – 1,4 %, 1.
Quartal 2022: – 1,8 %, 2. Quartal 2022: – 4,4 %.

Für 2020 (minus 1,1 %) und 2021 (- 0,1 %) weist das Bundesamt bereits einen Rückgang aus. Aber
auch im Jahrzehnt davor bewegen sich die Reallohnzuwächse zwischen Stagnation und maximal 2 %
(2015 und 2016).

Natürlich gab es nicht nur Niederlagen. In einzelnen Bereichen wie bei den Krankenhäusern oder
auch in einzelnen Betrieben konnten durchaus vorzeigbare Teilerfolge verzeichnet werden. Aber an
der allgemeinen Entwicklung ändert das leider nichts. Das betrifft nicht nur Löhne und Einkommen,
sondern auch Arbeitsbedingungen, Schließungen und Personalabbau. Gerade wenn sie am meisten
gebraucht werden, erweisen sich die Gewerkschaften als stumpfe Waffen.

Die Führungen der DGB-Gewerkschaften tragen dafür die politische Hauptverantwortung. Doch
warum halten sie in Zeiten der Krise so verbissen an einer Politik der Sozialpartner:innenschaft, der
Klassenzusammenarbeit und des Burgfriedens mit Kapital und Kabinett fest, die seit Jahrzehnten zu
immer schlechteren Ergebnissen führt? Warum vermögen sie, weiter die Kontrolle über die Klasse
aufrechtzuerhalten, ja teilweise sogar Zustimmung für ihre Politik zu organisieren?

Im Folgenden wollen wir zum Verständnis der Rolle der reformistischen Führungen und des
bürokratischen Apparats beitragen, weil dies für revolutionäre Arbeit unerlässlich ist. Dazu ist  es
notwendig, einige grundsätzliche Erwägungen über den Charakter des gewerkschaftlichen Kampfs
selbst vorauszuschicken.

Gewerkschaftlicher Kampf

Der Kampf um die Verkaufsbedingungen der Ware Arbeitskraft, um Löhne, Arbeitszeiten,
Arbeitsbedingungen (inklusive Versicherungen gegen Krankheit, Arbeitslosigkeit, für Renten usw.)
stellt eine grundlegende Form des Klassenkampfes zwischen Lohnarbeit und Kapital, einen
„Kleinkrieg“ dar, ohne den die Lohnabhängigen nicht einmal in der Lage wären, ihre eigenen
Existenzbedingungen zu sichern.

Mit dem Zusammenschluss zu Gewerkschaften macht die Arbeiter:innenklasse einen wichtigen
Schritt vorwärts, wird nicht mehr zum reinen Ausbeutungsmaterial. Ihre Reaktion auf die Angriffe
des Kapitals nimmt bewusstere, gezieltere Formen an.
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Als Sammelpunkte des alltäglichen Widerstands leisten die Gewerkschaften auch praktische Dienste
zur Entwicklung von elementarem, embryonalem Klassenbewusstsein. Dieses rein gewerkschaftliche
Bewusstsein ist jedoch (ähnlich wie der Reformismus) kein proletarisches, revolutionäres
Klassenbewusstsein, sondern letztlich eine Form bürgerlichen Bewusstseins.

Warum? Im Kapitalismus verschwindet die Realität der Ausbeutung, der Klassengesellschaft immer
wieder hinter Formen der Gleichheit und Gerechtigkeit und es verbreitet sich ein Schein von
Harmonie. Karl Marx erklärt in seiner Kritik der politischen Ökonomie nicht nur, wie Ausbeutung
funktioniert, sondern auch, wie sie mit einer gewissen Zwangsläufigkeit unsichtbar gemacht und
verschleiert wird. Der Kern dieser Verschleierung ist die Lohnform. Wir treten als freie und gleiche
Warenbesitzer:innen auf den Arbeitsmarkt und verkaufen scheinbar unsere Arbeit. Dafür erhalte ich
einen „gerechten“ Lohn. In Wirklichkeit, so Marx, habe ich aber meine Arbeitskraft, mein bloßes
Vermögen, Arbeit zu verrichten, verkauft. Und der Wert dieser Ware wird wie der jeder anderen
durch ihre Reproduktionskosten bestimmt. Ihr Gebrauchswert ist die lebendige Arbeit, das was ich
unter den Anweisungen des/r Käufer:in meiner Ware tun muss – und aus diesem Gebrauchswert
meiner Ware entspringt der Mehrwert.

Der Widerspruch von formaler Gleichheit und realer Ungleichheit in der bürgerlichen Gesellschaft
basiert also auf den Gleichheits- und Freiheitsillusionen des Warentauschs. Schon der Begriff „Lohn“
enthält diese Verschleierung, weil der gesamte Arbeitstag als bezahlte Arbeit erscheint. Der rein
gewerkschaftliche Kampf um den Preis der Ware Arbeitskraft bewegt sich im Rahmen dieses
Verhältnisses und überwindet aus sich heraus notwendigerweise nicht bürgerliches Bewusstsein.

Revolutionäres Bewusstsein

Diese dem rein gewerkschaftlichen Kampf innewohnende Beschränktheit wird von vielen, ja den
meisten Sozialist:innen und Kommunist:innen nicht beachtet, teilweise direkt negiert. Diese weigern
sich daher anzuerkennen, dass der gewerkschaftliche Kampf an sich gar kein revolutionäres
Bewusstsein hervorbringen kann. Das heißt jedoch keineswegs, dass dieser unbedeutend ist. So
können siegreiche Kämpfe, die Erfahrung von Massenauseinandersetzungen überhaupt im
Bewusstsein der Massen die Einsicht reifen lassen, dass sie eine gesellschaftliche Macht ausüben.
Massive Konfrontationen um politische Fragen, Angriffe des Staates usw. werfen dabei auch über
rein gewerkschaftliche Themen hinausgehende Fragen auf, bereiten den Boden dafür, dieses
Bewusstsein auf eine höhere Stufe zu heben.

Das Falsche an der Erwartung, der gewerkschaftliche Kampf führe an sich zu sozialistischem
Bewusstsein, beseht darin, dass dieser eben nicht das Lohnsystem selbst in Frage stellt. Lenin hat
seinerzeit die Anhänger:innen dieses Irrtums in Russland als „Ökonomist:innen“ scharf kritisiert.
Revolutionäres Bewusstsein, so weist Lenin nach, muss daher von einer revolutionären Organisation
in die Klasse getragen werden.

Dieses Hineintragen sieht unterschiedlich aus, je nach Lage des Klassenkampfes und dem Verhältnis
der revolutionären Kräfte zur Arbeiter:innenklasse. Wenn die Revolutionär:innen nur eine kleine
Minderheit darstellen, geht es vor allem um die Gewinnung und Herausbildung von Kadern, auch
solche, die keine Lohnarbeiter:innen sind. Der Unterschied ist der, dass die betrieblichen Kader
auch dafür bewaffnet werden müssen, Vorschläge für gewerkschaftliche Kämpfe und Aktionen
machen zu können, damit sie sich zumindest als Einzelne am Arbeitsplatz und in ihrer Gewerkschaft
verankern können.

Dazu ist es unerlässlich, Politik in Betrieb und Gewerkschaft zu tragen, die generelle Politik der
Bourgeoisie und ihres Staates mit der eigenen konkreten Ausbeutungslage zu verknüpfen, die
Unterdrückung anzugreifen, die in Betrieb und Gesellschaft gegenüber national, rassistisch, sexuell



Unterdrückten herrscht, und gegen die soziale Ungleichheit aufzutreten, in der sich diese ausdrückt.

Kampf, Erfahrung, Bewusstsein

Die Klasse selbst lernt natürlich am besten im Kampf. In der normalen Tretmühle stupider
Ausbeutung ist es schwierig, sich politisches Wissen anzueignen, und je eintöniger und länger die
Ausbeutung, desto schwerer. Auch dann, wenn der Kampf um das nackte Überleben ein alltäglicher
ist, ist es schwer, sich mit der Weltlage zu befassen. Das ändert sich im Kampf, z. B. im Streik.
Plötzlich wird der Kopf frei, alle müssen sich positionieren, es gibt keine Ausreden mehr und die
Phrasen der Herrschenden entlarven sich schneller. Dann geht es für Revolutionär:innen auch
darum, inmitten und anhand des Kampfes die Welt zu erklären und ihn so zu führen bzw. Vorschläge
dafür zu machen, dass die Verhältnisse praktisch erfahrbar werden und der Weg, wie diese
umgestürzt werden können.

Dies ist umso wichtiger, weil auch der erfolgreiche ökonomische Kampf zwar ein Moment der
Stärkung und Radikalisierung des Bewusstseins enthält, zugleich aber seinem Wesen nach auf einen
Kompromiss zielen muss. Ein guter (z. B. eine saftige Lohnerhöhung, die Verteidigung von
Arbeitsplätzen, aber auch umfassende politische Reformen) stärkt daher nicht nur das Vertrauen in
die Kraft der Klasse, sondern kann und wird oft auch Illusionen in die graduelle Verbesserbarkeit
des Kapitalismus oder gar in dessen allmähliche, friedliche Überwindung bekräftigen.

Es sind diese Erfolge, die nicht nur die Basis für die Ausbreitung von (in Teilen durchaus
kämpferischem) Gewerkschaftertum und Massengewerkschaften, sondern auch reformistischen
Parteien legen. Das ist der „natürliche“ Reformismus der Arbeiter:innenklasse. Revolutionär:innen
müssen also bewusst dafür arbeiten, dass ein kommunistischen Bewusstsein entsteht.

Historische Wurzeln

Die Gewerkschaftsbürokratie ist jedoch nicht bloß eine Verlängerung, Apparat gewordene Form des
falschen, weil ungenügend entwickelten gewerkschaftlichen Bewusstseins. Sie ist zu einer Kaste
entwickelt, die im Interesse der Kapitalist:innen in den Organisationen der Arbeiter:innenklasse
wirkt. Als bürokratische Schicht entwickelt sie selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als
Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen
Eigentumsverhältnisse zu verteidigen.

Die Entstehung und Festigung einer solchen Bürokratie stellt jedoch selbst einen historischen
Prozess dar. Nach dem Erstarken der Arbeiter:innenbewegung im 19. Jahrhundert musste die
Bourgeoisie schon ihre Strategie ändern: Wo sie die Organisationen der ArbeiterInnenklasse nicht
unterdrücken konnte, musste sie sie integrieren. Ihre Vertreter:innen bekamen Aufgaben in der
Sozialversicherung, durften sich über Parlamente an der Verwaltung des bürgerlichen Staates
beteiligen.

Kapitalist:innen korrumpieren aktiv Betriebsratsmitglieder, besonders die Vorsitzenden. Ihr Staat
schafft gesetzliche Regeln, die die Herausbildung dieser Kaste begünstigen. So verfügen in
Deutschland die Gewerkschaften über wenig Rechte im Betrieb, aber die Betriebsräte haben solche.
Diese sind aber an das Betriebswohl gebunden und dürfen nicht zum Streik aufrufen. Ihre Rechte
sind auf die Gestaltung der Arbeitsbedingungen ausgerichtet. Sie sollen Konflikte kontrollieren und
nicht führen. Sie sollen die Beschäftigten vertreten, diese sich vertreten lassen, den Mund halten
und Mehrwert produzieren.

Die Gewerkschaftsbürokratie ihrerseits beschränkt den Kampf bewusst auf ökonomische Ziele, auf
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und die Erhöhung der Löhne. In Deutschland nutzt sie



das Betriebsverfassungsgesetz, das die Betriebsräte regelt, um die demokratischen
Zugriffsmöglichkeiten der Gewerkschaftsmitglieder auf die Entscheidungen ihrer Organisationen auf
ein Minimum zu reduzieren und ihre Macht als Kaste zu stärken.

Solche Gewerkschaften sind also nicht untauglich als „Schule für den Sozialismus“, weil sie
unbeweglich, nicht spontan, unpolitisch, nationalborniert, männlich-chauvinistisch sind, sondern sie
verinnerlichen diese Eigenschaften, weil sie von einer Kaste dominiert werden, deren politische
Bestimmung es ist, die Gewerkschaften an das kapitalistische System zu binden und die Bedürfnisse
der Arbeitenden denen der Ausbeuter:innen anzupassen und zu unterwerfen.

Es ist aber wesentlich zu verstehen, auf wen sich die Gewerkschaftsbürokratie, die obere Schicht
der freigestellten Betriebs- und Personalräte in den Betrieben stützen und wie sie ihre Arbeit
organisieren.

Weltmarkt und Arbeiter:innenaristokratie

Damit ein riesiger Apparat dauerhaft in das kapitalistische System eingebunden werden kann, muss
dieses selbst eine gewisse Entwicklungsstufe erreicht haben. Mit der Entwicklung des Weltmarktes
und der Herausbildung eines imperialistischen Weltsystems Ende des 19./Anfang des 20.
Jahrhunderts entsteht erst die Grundlage dafür, dass in der Arbeiter:innenklasse selbst eine relativ
privilegierte Schicht von Lohnabhängigen herausgebildet werden kann, die ihrerseits die soziale
Stütze für Reformismus und Arbeiter:innenbürokratie darstellt.

Mit dem Imperialismus entsteht faktisch in allen entwickelten kapitalistischen Ländern eine
Arbeiter:innenaristokratie, die große Teile der Klasse umfasst, die über längere Perioden relativ
hohe Löhne, Arbeitsplatzsicherheit, also Reproduktionsbedingungen durchsetzen können oder
zugestanden erhalten, die ihnen einen Arbeitslohn über den Reproduktionskosten sichern, ihren
Konsumfonds erweitern und einen kleinbürgerlichen Lebensstil erlauben. In den Kernländern des
Imperialismus können diese bis zu einem Drittel der Klasse ausmachen.

Möglich ist das nur, weil die Großkonzerne dieser Länder den Weltmarkt beherrschen. Sie beuten
also nicht nur eine überaus produktive Arbeiter:innenklasse (inklusive einer Aristokratie mit sehr
hoher Arbeitsproduktivität und damit trotz hoher Löhne überdurchschnittlichen Ausbeutungsrate) in
ihren „Stammländern“ aus, sondern ziehen Extraprofite aus der Ausbeutung der Arbeitskraft der
halbkolonialen Länder und den Weltmarktbeziehungen, die dem globalen Süden aufgezwungen
werden. Diese ermöglichst einen Verteilungsspielraum für Zugeständnisse an die
Arbeiter:innenaristokratie und in Phasen der expansiven Entwicklung sogar die Masse der
Lohnabhängigen.

In den Halbkolonien, insbesondere in den ökonomisch entwickelteren, hat sich zwar auch eine
Aristokratie herausgebildet, aber eine deutlich kleinere im Verhältnis zur Gesamtklasse. Wir können
an dieser Stelle nicht auf die globale Entwicklung unserer Klasse eingehen. Entscheidend ist jedoch,
dass die Bürokratie nicht nur organisatorisch die Klasse dominiert, eng an reformistische Parteien
und auch an den bürgerlichen Staat gebunden ist sowie das spontane Bewusstsein der Klasse
aufgreift. Sie verfügt auch über eine soziale, materielle Stütze in der Arbeiter:innenklasse. Diese
wird zwar durch die aktuelle Entwicklung erschüttert, aber sie besteht letztlich, solange es den
Imperialismus gibt.

Bürokratie und Aristokratie

Diese Schichten spielen für die Bürokratie in den Gewerkschaften eine besondere Rolle. Erstens sind
diese zu einem hohen Anteil Gewerkschaftsmitglieder, sie wollen ja ihre hohen Löhne und guten



Arbeitsbedingungen verteidigen oder verbessern. Zweitens sind sie empfänglich für alle Aspekte der
reformistischen Ideologie: dass doch ein „gutes Leben“ auch im Kapitalismus möglich sei, es für
dieses gute Leben auch „meiner“ Firma gutgehen müsse und ich deshalb auch noch einen
Jahresbonus kriegen sollte, dass weiterhin viele Autos aus Deutschland exportiert werden müssen
…Die Bürokratie findet also innerhalb der Klasse eine Schicht, deren materielle Situation sie für ihre
reformistische Politik empfänglich macht.

Die Bourgeoisie verfolgt ihrerseits ein Interesse, diese Schicht an sich zu binden und ist bereit, sich
dies einen Anteil an den Extraprofiten kosten zu lassen, die sie zum Beispiel im Falle der
Autoindustrie durch den Export verdient oder aus den hohen Subventionen, die sie von der
Regierung erhält (Milliarden für Forschung, E-Mobilität, Transformation, Abwrackprämien,
Kurzarbeitergeld … ).

Dennoch es ist grundfalsch, die Arbeiter:innenaristokratie mit der -bürokratie gleichzusetzen. Diese
Schicht bleibt trotzdem ein Teil der Klasse und wird nicht zur Agentur der Bourgeoisie in den
Arbeiter:innenorganisation. Sie hat sich ihre Position auch erkämpft und nicht darum gebeten,
geschmiert zu werden. In Zeiten der Krise aber können sich ihre Errungenschaften in Privilegien
verwandeln.

Auch hier ist die Autoindustrie ein gutes Beispiel: Vor etwa 20 Jahren begann eine Welle von
Sparprogrammen in den Autowerken. Die Bosse und Bürokrat:innen reagierten auf die spontanen
Massenproteste, indem sie der Stammbelegschaft Sicherheit versprachen, aber alle Neuen ohne die
bisherigen übertariflichen Zulagen einstellten. In der gesamten Metallindustrie wurde ein neues
Tarifsystem eingeführt, das die Produktionsarbeit langfristig verbilligte. Daneben wurden noch Leih-
und Werkvertragsarbeit ausgedehnt. Die alte Stammbelegschaft wurde zu einer Elite, die nicht mehr
als Vorreiterin für Fortschritte wie die 35-Stundenwoche kämpfte, die eine Arbeitszeitverkürzung für
alle einleiten sollte, die höhere Löhne durchgesetzt hatte, damit auch andere Branchen nachziehen
(Geleitzugmodell), sondern die ihre privilegierte Position gegen die anderen abschirmte.

Es war also das Vorgehen der Bürokratie, die diese Schicht politisch korrumpiert hat. Dennoch
bleiben diese Schichten oft auch ein Vorbild- und Orientierungspol für die gesamte Klasse – mitunter
auch in negativer Hinsicht. Tatsächlich wurde die Tarifrunde in der Metall- und Elektroindustrie im
Herbst 2022 von der Bürokratie ausverkauft. Die Streikbereitschaft von 900.000 Warnstreikenden
und auch das Ergebnis werden mit Sicherheit mehrheitlich bei den kämpferischsten Menschen der
Klasse als vorbildhaft angesehen.

Die Arbeiter:innenaristokratie vereint also in diesem für Deutschland durchaus prägenden Fall
konservatives politisches Bewusstsein mit gewerkschaftlicher Kampfkraft. Sie bildet die soziale
Stütze der Bürokratie in der Gewerkschaft. Die Bürokratie bringt die Aristokratie nicht hervor, aber
sie kann die Verfassung, den Bewusstseinszustand von arbeiter:innenaristokratischen Schichten
beeinflussen.

Gerade weil in wichtigen imperialistischen Staaten (aber auch in einigen Halbkolonien) die
Arbeiter:innenaristokratie Schlüsselsektoren der Mehrwertproduktion besetzt, wird es in einer
Revolution auch wichtig, sie zu gewinnen und vom Einfluss der Bürokratie zu befreien. Die Stellung
als relativ privilegierte Schicht darf außerdem nicht damit verwechselt werden, dass sie notwendig
eine besonders rückständige wäre. In der Novemberrevolution stammte z. B. die Avantgarde der
Klasse, die revolutionären Obleute, aus der Aristokratie.

Bürokratie heute

Über die Jahrzehnte haben sich aber auch Klasse und Bürokratie massiv gewandelt und befinden



sich in einem fortlaufenden Veränderungsprozess.

Betrachten wir die deutschen Gewerkschaften, so konnten vor allem jene Industriegewerkschaften
(IG Metall, IG BCE), die sich massiv auf die Aristokratie und enge Beziehungen zu Kapital und Staat
stützen, einigermaßen halten. Ihre Mitgliederverluste sind geringer.

Insgesamt organisierte der DGB Ende 2021 5,73 Millionen Mitglieder. 2001 waren es noch 7,9
Millionen, 2011 6,16 Millionen. Das heißt, der Schwund verlangsamte sich.

Ende 2021 organisierten die drei größten der insgesamt 8 Einzelgewerkschaften über 80 % aller
Mitglieder der DGB-Gewerkschaften: die IG Metall 2.169.183 Millionen (38 %), ver.di 1.893.920
Millionen (33,1 %) und die IG BCE 591.374 (10,3 %).

Im Jahr 2001, also kurz nach ihrer Gründung, organisierte ver.di 2.806.496 Mitglieder und war
damit größte DBG-Gewerkschaft. Die IG Metall zählte damals 2.710.226. Während Letztere rund
500.000 Mitglieder verlor, waren es bei ver.di über 900.000.

Dies verweist darauf, dass die Gewerkschaften in Deutschland noch mehr zu solchen der
Arbeiter:innenaristokratie geworden sind, selbst wenn es einige gegenläufige Trends gibt.

Die zentrale Ursache dafür stellt zweifellos die Restrukturierung des Kapitalismus selbst dar, die
Ausweitung prekärer, ungesicherter Verhältnisse und damit auch viel größere Differenzierung
innerhalb der Klasse selbst.

Die Klasse der Ausgebeuteten ist natürlich nie eine homogene Masse. Es gibt unterschiedliche
Qualifikationen und Branchen. Qualifikationen werden auf dem Arbeitsmarkt unterschiedlich
bewertet. Frauen verdienen weniger als Männer, werden in bestimmte Branchen gedrängt und
weisen stärker unterbrochene Erwerbsbiographien auf. Migrant:innen landen in den Jobs mit
niedrigeren Qualifikationen und weniger legalen Arbeitsverhältnissen.

Aber Phasen der Krise und Neustrukturierung gehen immer auch mit Ausdehnung der ärmsten und
untersten Schichten der Klasse einher. Die Bürokratie in Deutschland hat diesen Prozess zwar nicht
geschaffen, aber hingenommen und auch vorangetrieben (siehe Hartz-Gesetze).

Vom Standpunkt der engen Teilinteressen der Aristokratie und erst recht von jenem der Bürokratie
macht es durchaus Sinn, sich auf das „Kerngeschäft“, auf die Großbetriebe, starke Bereiche im
öffentlichen Dienst zu konzentrieren. Dort arbeiten schließlich auch jene Beschäftigten, die das Gros
der Mitgliedsbeiträge und damit auch der Einkommensquelle des Apparates besteuern.

Die Arbeiter:innenbürokratie umfasst natürlich viel mehr als die Hauptamtlichen der
Gewerkschaften, also auch Betriebsräte samt Apparat in den Großkonzernen oder Führungspersonal
angelagerter Institutionen (Stiftungen). Dabei es ist gar nicht so leicht, genaue Zahlen darüber zu
erhalten. Heute gibt es jedenfalls rund 9.000 Hauptamtliche bei den DGB-Gewerkschaften. Allein
ver.di beschäftigt bundesweit rund 3.000 Mitarbeiter:innen (davon 500 Beschäftigte in der
Bundesverwaltung).

Das durchschnittliche Jahresgehalt als Gewerkschaftssekretär:in betrug nach Erhebungen 2021
68.600 Euro, abhängig von Faktoren wie Erfahrung und Branche, so dass es zwischen 55.600  und
101.700 Euro schwankt. Die Bezüge der Vorstandmitglieder liegen deutlich höher. Hinzu kommen
Diäten und Einkommen aus Aufsichtsratsposten, die zwar gemäß etlicher Statuten abgeführt werden
sollen, oft genug aber privat eingestreift werden.

Aus obigen Zahlen geht auch hervor, dass natürlich auch der Gewerkschaftsapparat wie jede



Bürokratie eine innere Differenzierung, eine Rangstufe der Hauptamtlichen kennt.

In den letzten Jahrzehnten hat sich allerdings die Rekrutierung der Sekretär:innen deutlich
verändert. Lange Zeit stellten Funktionsträger:innen aus den Betrieben (Betriebsräte,
Vertrauensleute) das Gros der Gewerkschaftsbürokratie. Heute sind es in der Regel
Akademiker:innen, die über Einstiegsprogramme (Organzing bei ver.di, Traineeprogramm der IG
Metall) angeworben und, gewissermaßen als Bürokrat:innen auf Zeit, erprobt werden.

Die bedeutet nicht nur eine deutliche Veränderung der Herkunft der Hauptamtlichen. Lange waren
diese nicht nur mit Betrieben verbunden, sondern sie wurden auch in ihrer Stadt oder Region
beschäftigt. So wurde z. B. ein/e Metallarbeiter:in und Betriebrat/-rätin aus einem Stuttgarter
Daimlerwerk dortige/r Gewerkschaftssekretär:in. Zwischen ihm/r und der Belegschaft, aus der er/sie
kam, bestand nach wie vor ein wechselseitiges politisches Verhältnis. Der/Die Sekretär:in konnte
sich weiter auf „seine/ihre“ Leute verlassen, so wie diese direkt Druck auf „ihre/n“ Mann/Frau
ausüben konnten. Heute werden angehende Hauptamtliche, die ohnedies nicht aus der Branche
stammen, oft in Verwaltungsstellen fernab ihres Heimat- oder Studienortes geschickt, so dass die
Beziehung zu anderen Hauptamtlichen auch gleich eine zentrale soziale darstellt.

Wie jede Bürokratie rekrutiert sich auch die der Gewerkschaften weitgehend selbst. Natürlich
werden die Vorstände formaldemokratisch auf dem Gewerkschaftstag gewählt. Aber die
hauptamtlich Beschäftigten stellt der Apparat, meist der zentrale (also der Vorstand) ein. Dem
gegenüber sind sie letztlich auch verpflichtet, nicht den lokalen Strukturen.

Mit der veränderten Rekrutierungsmethode ist der Apparat in den letzten Jahren aber in mehrfacher
Hinsicht noch unabhängiger von der betrieblichen Basis geworden – nicht jedoch von den
Betriebsräten der Großbetriebe, also ihrem Alter Ego der Arbeiter:innenbürokratie. Auch diese
Entwicklung muss im Kampf gegen die Bürokratie und für die klassenkämpferische Transformation
der Gewerkschaften bedacht werden.

Klassenkämpferische Basisbewegung

Damit die Gewerkschaften zu wirklichen Kampfinstrumenten der Klasse werden können, muss der
Reformismus in ihnen bekämpft werden. Und das geht nur gegen die Bürokratie, für ihre
Entmachtung und für Gewerkschaftsdemokratie. Dafür sind natürlich Taktiken nötig. Gerade weil
die Bürokratie sich auf bestimmte Errungenschaften, Rechte, hohe Löhne und sichere
Arbeitsverhältnisse stützt, die die Gewerkschaftsmitglieder behalten und verteidigen wollen, und
weil eine alternative, revolutionäre Führung letztlich nur in Verbindung mit einer revolutionären
Partei entstehen kann, ist jedoch reine Denunziation der Bürokratie ein komplette Sackgasse.

Der Kampf gegen die Bürokratie muss auch in der täglichen gewerkschaftlichen und betrieblichen
Praxis erfolgen. In jedem Konflikt geht es auch um:

Aktionen und Kampf statt Verhandlungen

Diskussion und Demokratie statt Diktate der Führungen

Einsatz auch für die Randbelegschaften statt Ausrichtung auf die



Arbeiter:innenaristokratie

Die Interessen der Gesamtklasse und nicht von Privilegien für Sektoren

Solidarität mit anderen Kämpfen.

Gegen Rassismus, Sozialchauvinismus und Nationalismus, Unterdrückung von Frauen,
LGBTIA-Personen und der Jugend.

Aber das ist nicht alles. Es ist völlig klar, dass die Bürokrat:innenkaste alle Vorteile der
Zentralisierung und Organisierung für sich nutzt. Es ist also eine organisierte Bewegung gegen die
Bürokratie nötig, die sich auf die Basis stützt und diese organisiert gegen das politische Monopol
des Apparates. Das macht eine politische Bewusstseinsbildung nötig und bedeutet letztlich, die
Kolleg:innen für eine antikapitalistische, revolutionäre Perspektive zu gewinnen. Das ist kein Spaß,
vor allem dort, wo die Bürokratie besonders hart zuschlägt, wo sie aus Sicht des Kapitals ihre
wichtigste Aufgabe erfüllt: in der Exportindustrie. Um so notwendiger ist ein organisierter Kampf.

In ihm spielt nicht nur die Strategie, sondern auch deren taktische Konkretisierung eine große Rolle.
Immer wenn der Apparat ein paar Schritte in Richtung Kampf geht, seine radikaleren Teile auf dem
Vormarsch sind, die Belegschaften aus ihrer Passivität ausbrechen, in die sie gedrängt werden,
müssen wir in dieser Bewegung vorne dabei sein, dürfen nicht passiv bleiben. Wir dürfen nicht nur
vor dem nächsten Verrat warnen, sondern müssen Vorschläge machen, die die Massen in Bewegung
befähigen, ihn zu bekämpfen. Die Mitglieder müssen die Kontrolle über die Forderungen, Aktionen
und Verhandlungen in die Hand bekommen – also Aktionskomitees wählen, auf Vollversammlungen
entscheiden, Verhandlungen öffentlich führen.

Die Aufgabe einer Basisbewegung liegt darin, die Alternative einer klassenkämpferischen
Gewerkschaft in der Praxis zu zeigen und für eine Umgestaltung der alten Verbände zu kämpfen.
Die Bürokratie ist als soziale Schicht an den Kapitalismus gebunden. Alle Privilegien müssen
beendet werden: Bezahlung nach Durchschnittseinkommen der Branche, raus aus den
Aufsichtsräten, demokratische Wahlen und Abwählbarkeit auf allen Ebenen. Das kann zu heftigen
Brüchen in den Gewerkschaften führen, zu Spaltungen und Ausschlüssen.

Wenn wir heute mit anderen Organisationen am Aufbau der Vernetzung für kämpferische
Gewerkschaften (VKG) arbeiten, dann tun wir das solidarisch und auf Basis gemeinsamer
Beschlüsse. Aber wir kämpfen auch für ein revolutionäres Verständnis von Gewerkschaftsarbeit und
Aufbau einer klassenkämpferischen Basisbewegung als einer Kraft, die die Organisationen unter die
Kontrolle der Klasse bekommen und die Bürokratie vertreiben kann und es so ermöglicht, die
bestorganisierten Schichten der Klasse für die Revolution zu gewinnen.

„Gewerkschaften … verfehlen ihren Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf beschränken, einen
Kleinkrieg gegen die Wirkungen des bestehenden Systems zu führen, statt gleichzeitig zu versuchen,
es zu ändern, statt ihre organisierten Kräfte zu gebrauchen … zur endgültigen Abschaffung des



Lohnsystems.“ (K. Marx, Lohn, Preis und Profit, MEW 16, S. 152)


